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Entwickh1ng~n in-. den· -deutschen_ .P'arteien 
Etwais 11eltsam B~lückendes lag in dem Gefühl, daß uaeh 

dem unerhörten Zusammenbruch alter Formen beim Kriegsende 
nun das Feld zu einem gänzlich neuen Aufbau auf allen ~­
bieten des deutschen Lebens frei geworden sei: die Gefahr 
einer allgemoinei1 Rlli:iigilation wurde dadllrch gebannt. Aber 
recht ,.bald zeigte ,sich Un,möglichkeit< und U~vermögen, etwas 
grundsäfälioh ,Neues I zu· schaffen; tausend Fäden führten von 
dem Gestern zum Heute. Auch .die Neufor.mierung dei· -deut­
Bchen Parteien, deren Väter sich in den grundstürzenden ·To­
gen mannigfachen Illusionen hingegeben hatten·; erwies , .. stcn 
bald als eine nur -wenig vereinfachte und anders geschichtete 
Fortführnng des bisherigen Zustandes. Die vergangenen .Jahre 
haben daran wenig zu ändern vermocht. Abgesehen von ge­
ringfügigen Schwankungen, die durch taktische Rücksichten 
ftder Konzessionen gegenüber Stimmungen der Wählerschaft 
verursacht waren, haben die Parteien ilue gesamte Haltung 
l1nd ihre Stellung zueinander kaum weiientlich verändert: Die 
Parteien der Linkoi1 scheinen davon eine Aushahme zu n1ach~n. 
Aber auch hier haben die vielfachei1 Spaltungen und Umgrup~ 
pieru•gen nur den Streit von Sondergruppen auf Grund reich · 
lieh · theoretisclu~r Meinungsverl:!Chiedenheiten und persönlicher 
:\useinanderset')ungeu über Dogmenglaube11 und Opportunität 
bedeutet, der durch die Aktivität der rni-Hischen KommuniHten 
immer neue Nahrung erhielt. 

Erst durch die E r m o r du u g R a t h e n a u s hab,m die 
Dinge innerhalb des Parteilebens einen mächtigen Anstoß er­
halten . Nunmehr scheint es so, als ob längst vorhandene Ten­
denzen im Sinne einer grundtiä\'Jlichen Umgestaltung der bi1-1-
herigen Formen wirksam werden wollten. Der allgemeine Un­
tergrund, auf dem sich all das vollzieht, liißt sich be1.eichne11 
als die U n z u f r i e den h e i t mit. dem bisherigen P arte i -
betrieb und dessen Ablehnung in weiten Volkskreisen einer­
seits, und als die zu n oh m e n de P o I i t i A i er n n g des 
öffentlichen Lebem; andrerseits. Zu dem alten Gegensat') zwi­
schen sozialistischen und bürgerlichen Parteien iRt der neue 
zwischen Monarchisten und Republikanern getreten. Die Not~ 
wendigkeit, durch Bildung g r o ß er Partei g r u p p e II uuR 
<len Schwierigkeiten einer Koalitionsbildung mit einer Vielzahl 
v,on Teilhabern, vielleicht uoch bei wechselnden Mehrheiten, 
herauszukommen, schien wegen der außenpolitischen Verhält­
nisse, die einen kritischen Dauerzustand erreicht hattt>n , be­
sonders dringend. 

··nicht!, zur Sache, dall der Reichskanzlei wie auch · einige der 
.neuen Minister weder dem Parlament, noch einer der genannte11 
Parteien tmg~hören Freili~h bleibt demjenigen, der nicht ill 
cias Getriebe ,der Parteien oder vielmehr in den Apparat der 
Reichstagsfraktionen eingeweiht ist, noch nicht deutlich, . iri 
welchem Aggregatzustand sich · die sqg. ,,Arbeitsgemeinschaft ''. 
befindet. ' Wird sie zur testen . Zusammenfassung der· tiürgei· ­
Hchen Parte.ien in dem Rahmen einer „Partei der Mitte" od~r 
eines solchen Parteienpaare!! führen ·1 

Die . G"egeusäbP,, die dabei 7.11 verkoppeln wären, 8illd 
· offemiichtlich sehr groB: Neben all dem, was die Ver ­

fechter der b ü r g er I i c h e n Einheits :1 r o n t von jen1•n 
d~r V o I k s g e m e i n s c h a f t und, in einer anderl'n 
Schicht, den Liberalismus der , Industrie von jenem des 
Hau<!el8 trennt, enthält ja dies11 bürgerliche Mitte noch 
1•inen anderen Gegensat') : jenen , ~wischen kutholisch-christ­
li.cher, ,mm Ultramontani:smu!:l Jmmer etw~s .hiuneigenµer ,Ein ­
st!)ilung einerseits, dem nicht-konfessipnelleu·. Liberalismus , au ·: 
dererseits: Es ist nicht , einzusehen, w:ie sich diese innerhalb' 
der Z· e n t r u m s ·p a ·r t e i zusammenfinden könnten . ~ •wie 'e.l'/ 
eiue Kundgebung dieser Partei in Au!:lsicht stellte, durch welclw 
angekündigt wurde, daß sie den . Weg der bürge r l ich e 11 

Sammelpartei auf christlicher Grundlage, aber überkou ­
fessioneller Basis einschreiten werde. S o ist jedenfalls dfr 
Verschmelzung der Mitte1parteien nicht durchzuführen, wie auch 
die Kritik der übrigen bürgerlichen Parteien zeigt, die unter 
den V01-schlägen des Zentrums vielfach in erster Linie die Be­
mühungen Adam Stegerwalds zu sehen glaubten, den von ih111 
geführten christliclw,n · Gewerkschaften einen ausreichenden 
Rahmen zu schaffen. Auch innerhalb des Zentrums ist der 
Plan - sei e~, daß man ihn als grundsät')lich verkehrt oder 
als zurzeit taktisch unrichtig beurteilt - auf vielfachen Wid.er­
stand g1:1stoße11 , so daß man ihn zunächst wiedet' ganz in den 
Hintergrund geschoben hat. 

Der Elberfelder Parteitag der Demokrat en vom An ­
tang Oktober hatte den Standpunkt der Parteileitm1g, die sich 
für Arbeitsgemeinschaft aussprach, nur mit dem ausdrückliclum 
Vorbehalt gebilligt, daß die Selbständigkeit der Partei und die 
Fortführung einer konsequent demokratischen Politik gesichert 
bleiben. 

Der erste Schritt aur diesem . Wege .liegt hinter um; : er 
betrifft die Ver s c h m e l z u n g der beiden so z i a l dem o -
k rat i s c h e n Parteien. Ihre Vorstufe, die i,ozialdemokra• 
tische Arbl¼itsgemeinschaft, wurde im bürgerlichen Lager als 
eine unmittelbare Bedrohung der bisherigen Mehrheitsverhält­
nisse · empfunden. Eino Gegenaktion erschien notwendig, um 
dem . sozialdemokratischen Block - sei es in der Opposition 
oder in der Koalition - dai,; Gegengewicht halten zu können. 
Die·' Bildung einer bürg e rlichen Arheitsgeme,in ­
h c h a f t wurde zunäclu;t längere Zeit erwogen und danach von 
den Reichstagsfraktionen der Volkspartei, des Zentrums und 
fier Demokraten gegen vielfachen Wideri,µruch in den Parteien 
im Reiche beschlossen. 

Die Beschlüsse der bürgerlichen Koalitionspurteien aut' 
Hereinnahme der Volkspartei in die Koalition sind, soviel man 
erfahren hat, ohne endgültige vorherige Verständigung mit der 
Soz ialdemokratie gefaßt worden. Damit war das Au:.- ­
~cheiden dieser Partei aus der Koalition besiegelt, da sie sich 
b~i einer entscheidende,n Frage übergangen sah. Man versichert. 
daß der entscheidende Beschluß über den Austritt gegen einen 
Minderheifsflügel der Parteiorganisation gefaß~ wurde, der , 
wenn er nur vollständig vorhanden gewesen wäre, vielleicht 
doch die Absichten der Parteileitung verhindert hätte. Diese 
Minderheit war bei,onders in den Funktionären der Provinz 
gegeben, während die eigentlichen Parteimitglieder weitgehend 
den Standpunkt der Parteileitung teilten . Hier spielt jene 
Stimmung der Abwehr „gegen die erstarkende Opposition" ein•i 
e'ntscheidende Rolle, die den verwundbarsten Punkt im soziul ­
demokrutischen Programm, den Achtstundentag, gegen die fort ­
gesef:jten Angriffe der Industriepartei verteidigt. Dies populän· 
Streitobjekt hat durch die Hede des Herrn Hugo Stimies im 
HeichRwirtschaftsrat vom 9. November - man darf wohl un ­
nehmen, daß es sich dabei um eine ausgesprochene Gelegen­
heitsrede, und nicht 11111 ein Stück eitws planmäßigen Angri:if :­
hundelt __:_ noch an Popularitiit gewonnen : Der Huf „kein•· 
Gonwinsl'lraft mit der Stinne11-Partei" hat ('in lebhaftes Ecf,., 

Das neugebildete K ab in et i C u n o stübt sich uuf die8e 
hürgerlicho Arbeitsgemeinschaft, die, unter Einrechnung der 
Bayrischen Volkspartei und des Bayrischen Bauernbundes, 
über 107 von 45!) Si~en de!<l Reiclu,tegs verfügt.') Dohei tut 

t) Nach d,n let:ten Verilnd•rungen, die die· Reichstagswahlen in Deulsch­
Obcr, chlesien gebracht haben, Ist die Vertellun11: der Stimm•n im Reichstag wie 
folgt : ·Vcrcl nl l( tc Soz ialdemokratische Partei 173, Zentrum 68, Deutschnationa le 
~1 Deutsc he Volkspartei 66, Demokrnten ~9, Bayri•che Volkspartei 20, Kommu • 
•l;ten 15, Bayrischer Bauernbund 4, Deut1ch -Völkische ), Dentsch-Hannoveri\ner 
Z, Parteilose 2, 
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gefunden. Und als am 25: November der· Reichstag die Er• 
klärung Cunos billigte, daß er die Note vom 13. November zur 
Grundlage seiner Politik nehmen werde, beteiligten sich etwa 
30 sozialdemokratische Abgeordnete nicht an diesem „nachträg­
lichen Vertrauensvotum für Wirth", wii! man es wohl spottencl 
genannt hatte. 

Auch ·die D e u t s c h n a t i·o n a l e V o 1 k s p arte i, de­
r,m- Haltung, ständig in der Opposition, bisher die geringster, 
·Schwankungen· von allen Parteien seit · 1918 erfahren hat, ·ist 
von den Ereignissen erfaßt worden. Es galt, von all ,denen ab­
zurücken, deren Einstellung durch . die Enthüllungen über 
recht-sradikale Organisationen nach der · Ermor-dung Rathenaus 
kompromittiert war, und · es galt andrerseits -die Abspaltung 
der· völkischen Richtung von der Partei zu ·verhüten. Vielleicht 
war beides nicht zu vereinen - jedenfalls ist es nach langem 
Hin und Her · dazu gekommen, daß sich der völkische . Flügel 
'i!Owohl im Reich als auch irr der bayrischen ·Mittelpartei; diP. 
rlen Deutschnationalen völlig entspricht, selbständig konsti ­
tuiert hat. - Die Partei hat sich an dem Vertrauensvotum fü:· 
die Regierungserklärung beteiligt und damit zu erkennen ge­
geben, daß sie ein taktisches Zusammenarbeiten mit dieser Re­
•giflrung für sehr wohl · möglich hält. 

Bei der Opposition zur Linken - den Kommun i·•s t e n 
wie den verschwindend kleinen radikalen · Sondergruppen -· 
-ka·nn man auch von einer Entwicklung reden, die freilich hier 

zum wenigsten eigen·en · Geset';en •· folgt, . sondern nur die • ver­
änderte Politik der komimunistisch-sowjetistischen Inter­
nationale und die Festigung der Staatsautorität wie das An­
wachsen -der , gegenr-evolutionären Einstellung in Deutschlanrl 
widerspiegelt. Der Traum -von der Weltrevolution , S<:heint end­
gültig ausgeträumt, die bewaffnete Aktion des Proletar ia ts -
man denke noch an • den -Märzaufstand 1921 in Mitteldeutsch­
land mit den· Ar-meebefehlen der Roten Armee in bewußte;­
Kopierung alt-preußischer Schärfe und Angriffsfreudigkeit! -
heute unmöglich bis zur Lächerlichkeit. Die große . Not und die 
kleinen Nöte der Arbeiterschaft erfordern, daß man beginnt, 
praktische Arbeit zu leisten - das geschieht zunächst im Klei­
nen, in den Betrieben und Kommunen. Aber dies, wie jede 
Parlamentstätigkeit, bedeutet das Ende der revolutionären 
Wirkungskraft, wenn auch Phrase und Geste an Großartigkeit 
,;o gut wie nichts verloren haben. · 

Freilich wirken Not und Teuerung auf der einen Seite, daH 
Erstarken der gegenrevolutionären Bestrebungen au! <ler an­
deren dahin, daß, im Gegensav, zu der ruhigeren Einstellung 
der Massen während der le§ten Monate, gerade die le\')ten 
Winterwochen einen Rückschlag ins radikalere Fahrwasser, 
wenigstens für einen Teil der Arbeiterschaft, mit sich gebracht 
haben . Bei der Labilität unserer wirtschaftlichen und politi­
schen Verhältnisse sind tlberraschuugen von dieser Seite her 
nicht ganz ausgeschlossen. Rudolf G·l'imm 

Rechtspre_chung und Privatwirtschaft 
·.,Preise freibleibend" urid ähnliche Klauseln in der· R.~chtspre·cli·u·ng des Reichsgeri~h-ts 

Man hat VOil einer „Krisis des Vertragsrechts" ge-
8prochen, als die Rechtsprechung anfing, gegen die katastropha­
len Folgen der wirtschaftlichen Änderung -durch die „clausula 
'rebus sie · stantibus" oder andere Hilfsmittel Abhilfe zu schaffen. 
Die Wirtschaftsbewegung konnte di°e Unsicherheit, die in dem 
Hoffen auf die Hilfe der Rechtsprechung lag, nicht' auf sich 
nehmen; diese mußte auch° für die Fälle versagen, bei denen 
'nicht mehr davon geredet werden konnte, dal3 eine ganz unvor­
hergesehene Änderung der wirtschaftlichen Verhältnisse das Ge­
webe des Vertrages zerrissen hätte. Die Wirtschaft half sich 
mit Klauseln, die den Vertrag mehr oder minder elastisch ge­
staJteten ~nd den Lieferanten so frei stellten, daß. man auch 
wieder ur~d in anderem Sinne von einer Krisis des Vertragi;­
rechts sprechen kann: an die Stelle eines Vertrages mit ' Ver­
pflichtungen auf beiden Seiten trat ein Gebilde, bei dem der 
eine Teil sich so von aller Verpflichtung befreite, daß die Ge­
richte · zweifelten, ob überhaupt noch ein wirklicher Kauf und 
n-icht nur ein Vorvertrag oder irg~nd etwas 'anderes vorliege. 

Die deutsche Rechtsprechung hat ebenso wie unsere Gese\')­
gebung die Neigung, _zu nuancieren, was bei der Vielgestaltigkeit 
der Verhältnisse jedenfalls für die Rechtsprechur1g ein Vorteil 
ist. So verfuhr sie 'auch hier, ~ls die Welle von Streitigkeiten 
aus diese11 Verträgen heranströmte. Je nach dem Wortlaut 
dieser Klauseln, die sich auch erst allmählich unter dem Ein­
tluij der Rechtsprechung fester herausbildeten, wurde unter­
schieden; an und für sich waren die Klauseln gegen d~n Ver­
käufer auszulegen, der sie sich ausbedungen hatte und nun 
rlicht die Möglichkeit haben sollte, sich später, je nach der Ko11-

junktur, dahinter zu verschanzen; das Reichsgericht fand 
·scharfe Worte gegen die ,1im Geschäftsleben - allerdings nur 
vereinzelt - sich zeigende Neigung, durch die Wahl unklarer 
.Worte unklare Verhältnisse zu schaffen, um je nach der Ent­
,wicj(elung der Dinge ~ie d~m Erklärenden günsti2ere Auslejltmg 
11ich i\1 eigen zu machen" (Urt. v. 3. 6. 21). · · 

Zunächst wur4e demgemäß scl~arf unterschieden zwiscl,1011 
dem r r e i b"i e i b ende· n Angebot und dem frei b l e i_ -
b e n d e_n V e_ r t r a g. Freil;ll~ibe;~de Angebote sind . eine l;\lt: 

bokannte, früher aber nur in beschränkterem Umfang ~bliclrn 
Sache. Iiit' ein Ang~bot freibieibend, so ist · der Vertrag ge­
schlossen,· wenn· dei· andere Teil es angenommen ~nd der An­
bietende nicht unverzüglich daraufhin abgelehnt hat. Sofortige 
Ablehnung ist nach dem Reichsgeribht nötig, damit der Vertrag 
nicht als · geschlossen gilt (vgL z. B. Urt. v. 28. · 1. 21 und 
3. 6. 21). D~r Vertrag ist dann aber .so gut wie jeder andere 
Vertrag durch Austausch von Angebot und Annahme fest ge­
schlcssen; eine lediglich auf das Angebot bezügliche Fi·eiklausel 
ist damit erledigt, auch wenn qie Absicht des Verkäufers ge­
wosen sein mag, sich · noc;h weiter zu sichern (Urt. d. Reich8-
gerichts v. 2. 2. 22). 

Das bot i,Iem Verkäufer nicht den von ihm erstrebten Schu~ 
bei Änderungen der Konjunktur. Es wurden deshall.J Verträge · 
geschlossen, bei den_en die Freiheit des Verkäufers klar zum Be­
standteil des Vertrages wurde. · Das kann na~li dem . Reichs­
gericht allerdings nur u;ngenommeµ werden, wenn der Vertrag 
es klar bei;agt, wird aber eben heute vielfach urn;weideutig am, ­
bedungen. Dabei ist nun wieder zu unterscheiden: entweder der 
Verkäufer bedingt sich Freiheit für ein z e 1 n e Vertrags­
bestandteile aus, so namentlich die Lieferzeit oder den Preif, 
(,iPreise freibleibend"), oder er behält sich Freiheit hinsiphtlich 
der ganzen Vertragserfüllung vor. Das bedeutet dann nicht 
Freiheit vom Preis; der Verkäufer mul.l sich entweder ganz vom 
Vertrag lossagen oder zu dem Preise liefern, der in ihm ver­
einbart ist, er ist au den Vertrag im ganzen gebunden, wenn er 
einen Teil der Ware liefert und dafür Zahlung verlangt (Urt. d. 
Reichsgerichts v. 19. 10. 21). Was gemeint ist, ergibt sich aus 
der Lage ·des Einzelfalls, und da gibt es nun uutürlich z~hlreiche 
Fassungen, die mit mehr oder weniger Glück für den Verkäufer 
allew erreichen wollen. So hat dui. Reichs'!lericht mehrere Fälle 




